
1. 

1. 

I 

gegen 

-7 2 -7 

moschs
Schreibmaschinentext
B

moschs
Schreibmaschinentext

moschs
Schreibmaschinentext
B

moschs
Schreibmaschinentext
O

moschs
Schreibmaschinentext

moschs
Schreibmaschinentext
O

moschs
Schreibmaschinentext



Die 

klagten. 

Sie 

Mit 

1 

,""_ ......... vom 20. 

472/53. 

-2-

vor 1 ... """ ................ 1' in 

L.. ............. h"" S 

cm 

1 

von 8 

zu 

zu 2) 



-3-

1 

vom 

tselKlalQle vor 

von 12 cm 

an 

1 zu 1) 

1 2011 



- 4-

vom 2 

t"l .... t-.......... am 11. zur 

neu 



nur die 

§ 11 

- 5 -

nicht aber 

ieQ1em:iChj3tts,Kat.asters verfehlt. Nach 

Liegenschaftskataster 

zwischen Innc-I'"U'C" und Liegenschaftskarte sei , ...... ~,..n..~T zu erforschen, worin 

die Ursache für 

das Grundstück 

1936 entstanden 

............. " ...... tatsächlich n~,.." .... ", ... "n 

Auf 

das nun gefundene 
............. =r\.<::> sich nl:lt. .... O!'fc-

Grundstücksecken mit 

Mai 2011 

...., .... n .. A''I.'-''''A 1 

rechts ihre 

Trockenmauer zur hin danach anschließend aus 

der Straßenfront des Grundstücks der Beigeladenen 

hin könne man einen damals existenten Grenzstein zur 

zwischen ihrem 

in Übereinstimmung mit 

zum ",-'VIUJUI 

oder erst nach a... ..... 'r'?'n.r"'t' .... 'u 

es sich um 

unwahrscheinlich und 

Ministerpräsidenten 
n""' ......... ~ werde. 

Folgezeit 

die Übersendung 

2 

vormaligen da die 

Stallgebäude .-.,"".~..o.r7T worden seien. Von einer 

bisher nicht belegt, 

der Aufklärung. hätten an den 

habe, es eine neue 

beim Landesamt und Geoin-

ihr 

den Klägern mit, bei der ih-

res Unstimmigkeiten zwischen 
führungsriss ,. ..... c-t'n ..... .r"'t''''''ut" was eine Klärung notwendig 



1 

men 

nen 

zur 

2 

vom 2 

vom uoorl.lQ"-! 

-6-

mit 

Bet<laolten vom 1 

vom 

.,. ......... .....,. .... 'rt"'n vom 9. 2 

.1 

die 

aus 



überein. 

Mauern und 

Tatsache, 

-7-

die sich die .......... ,JL4 .... ~u'-'. 

Im 

Flurstü-

cken der Kläger und Beigeladenen nach sachverständigem ~f1"Y'QC'C::Qn 

Abweichung in den Unterlagen enthaltenen 

in der Örtlichkeit vorgefundenen .....j<1,3rJf,,:[',ennl':l.II"CU"'I Die 

durch die 

nicht verringert. 

die Grenzfeststellung 

auf die """""'IrrrrC' 

L..Iu.4:"U"-{ genommen. Diese waren Gegenstand mündlichen 

,-"c,-.,nTan (vgl. § 113 

Ausführungen Kammer im !.Jr,....'"71'"'1.C- LI' ...... ('.t' ..... I"'\hmeDI3S(~n vom 

von 

die 

dung wird 

Januar 3 verwiesen, an denen auch in Hauptsache ist. 

Grenzfeststellung Abmarkung ist § 16 1 und 2 
........... v ..... LSA. Nach § 16 Abs. 1 VermGeoG wird der örtliche Verlauf im 

festgestellte 

soweit nicht 

ist. Eine 

Verlauf durch 

N~ch § 16 Abs. 2 sind 

Grenzmarken zu V.o."'I"'1'"7,ClII"'I"'Ir"'Ic.n (Abmarkung), 

nur rechtswidrig. wenn eine andere als die im Liegen-
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worden (vgJ. 

Das OVG LSA 

1 und 2 

.2004 - 2 L 495/03 -, juris). 

in seiner Entscheidung vom 

''-''-.i''-I''--' LSA ........... ~'"". 

1 -2L zu § 16 

vom Ge-
ob sie nicht offensichtlich 

nl"l ..... nTlrf willkürlich fehlerhaft erscheinen. Dies gilt umso die 
nicht eine objektiv bestehende Identität 

Flurstücksabbild und zum Gegenstand hat, son-
(subjektive) hierüber (vgl. Besch!. v. 

VL...,L..UVU, a. 8. m. w. N.). In teilt der auch die 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Dessau zur Bedeutung der Verwaltungsvor-

zur Durchführung von Liegenschaftsmessungen - W UegVerm 
VermErl) - vom 01.01.2004 in der Form des RdErl. des MI v'om 
(MB!. neugefasst mit vom 01 handelt es sich 
Verfügung L.andesamts 
um 
Verwaltungsvorschriften zu, die -
-:lI ..... n.Tan - im Regelfall Nachweis 

Örtlichkeit .t .. ,Ö,'H' ....... \J"'i 

- 1 A 349/04 - nach zum 
m. w. N.)." 
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t:Sellaellaa~9nEm zur 
rn.o,ln.o.n waren 

ze 

(1 

er-

-7 10 -7 



nen 

in 

- 10-

Ke(~nu)aK[e der GrE~nzteststE~HUI 

er ae~Jet:,enenlra 

.., ...... ' ... '-( .. - un-

~ 11 -7 
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vom ~ 1 M 1 vom 
1 -7 A 1 -, 3 

1 es in 

sem 

aus von zu in 

er an 

aus 1 1, 3 

708 11, 

Urteil ist lniCIlr\IQI:"\I'II::::alfi 'n,,... ... , ........ li,,kJ des Landes 

Die 
Straße 16. 06112 

Der 
~ ... J .. ""+, ... "I-1.t.a,.., • .a Urteil bezeichnen. Innerhalb von zwei Monaten nach Zu-

zuzulassen ist. Die 
soweit sie 

Landes ~"=,,,.,.kC',o ..... __ l\ 39104 MaaoemUI 

-} 12 -7 



- 12-

die Beltelli!Qt€~n außer im Pr<)Ze~SsIKo~)telnhiil~ 

Dies betrifft auch die 1-1n,l"'oi,f""hl 

Als Prc)zesst)ev'ollrl1B.tchtliqte vor 'h;c,n/;l::U"lAj'~ltllnn,~ru:~rl""ht sind zu~~el(issen: 

1. Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichem oder staatlich ~"""L~ .. V,,~nn.on 1-1 ....... ""1-\1:' ........... 

MltQIIE~Clsstalat€~s der eines anderen 
mens der die die .... ,ny<:> ..... ,.." 

teramt haben. 

In~tlC"r'ho Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von zur 
It'nr"I!"'\t!l.n sich durch ~:ur •. eu ... ,o 

schließlich der von ihnen zur ihrer öffentlichen I ' .... ,M""'..., ...... 

schlüsse als Pr()ze~ss:be'/olllm~!chtlQlte vertreten lassen. 

im 
Geselilscllaf1ten im Sinne des § 3 Nr. 2 des 

die durch Personen im Sinne des § 3 Nr.1 des IO,. ... 'ar;:~tf JrIQs!qe~;eti~es handeln. 

4. 

5. von 
Verbände für Mlt~::}lIeCler oder für andere \/ß~·t"\. ..... r, ... ~ oder 

6. In 

unter 
ihres Mit:QllladE~rkrei:ses die Gewähr 

deren Anteile e-~"''''tlll''h 7. Juristische l-Ja,-cru"Ion 

11''1"'11'1''101''" 5 und 6 
c,...t'lIarllfr~n die h'a,...nlrcnar~lrl 

oder anderer Verbände oder 

bieten. 

ein-

äti~JkE!1t sowie 

natürfichen Personen handeln durch ihre der 
.t ....... " ... "~'n Vertreter. Ein l::ietellligtE;r nach den Nummern 1 und 3 7 

kann sich selbst vertreten. 
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und bei dem 
.oI.oI/t"I'\.nit", .... I"'!i.o Dokumente nach Mal~g(ace 

zuletzt no"!:!,nrlc.rt 

.oin,.,or·oir-ht werden. 

-7 14 -7 
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BESCHLUSS 

Wert trelltQ€!oenstan(jes wird 1 

§ im Verfahren" vor 

Verwaltungsgericht, soweit nichts anderes bestimmt ist, Streitwert nach der 

sich aus dem für ihn Bedeutung der 

messen zu bestimmen. Die Grenzfeststellung und Ab-

durch den ~,CloLrl-::Jnlyan an~::le~)etzte Wert an1tenrl,....l'lt 

die ist die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht des 
Sachsen-Anhalt in Magdeburg statthaft, wenn der Wert des 200 
Euro übersteigt. Die Beschwerde ist auch statthaft, wenn sie das Gericht wegen grundsätzlicher 

Die Beschwerde ist spätestens innerhalb von sechs Monaten, 
Entscheidung in der Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich an-

derweitig erledigt hat, bei dem Halle, 16, 06112 
schriftlich oder zur des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen; § 129 a 
ZPO gilt entsprechend. Anträge und ohne 
ten abgegeben werden. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festge-
setzt worden, so kann die noch Inn,o"'h~rh eines Monats nach L.U';;)L'iJIIUI 

Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses werden. 

Bei dem Verwaltungsgericht Halle und bei dem If"lOn/O''lAi'a'Ylln,nC'"lCU",pnT Sachsen-Anhalt kön-
nen in allen Verfahrensarten auch elektronische Dokumente nach Maßgabe der Verordnung 
über den elektronischen Rechtsverkehr bei den Gerichten St2Iats,an'walltsc:ha1Iten des Lan-

Sachsen-Anhalt vom 01. Oktober 2007 (GVBI. LSA 2007 S. zuletzt rU::"':J,nl1.c,n durch 
Verordnung vom 17. 2010 (GVBI. LSA 20101 S. 466). oinnol"'oi",ht werden. 

7. Mai 2013 
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Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 



AUSFERTIGUNG 

VERWALTUNGSGERICHT HALLE 
Az.: 2 A 117/12 HAL 

BESCHLUSS 
In der Verwaltungsrechtssache 

1. des Herrn 

2. der Frau 

( 

gegen 

den öffentlich bestellter Vermessungsingenieur 

Beigeladen: 

1. Herr O

2. Frau  O

Streitgegenstand: Grenzfeststellung 

Kläger, 

Beklagter, 

hat das Verwaltungsgericht Halle - 2. Kammer - am 28. Juni 2013 durch die EinzeIrich-
terin beschlossen: 

Das Urteil der Kammer vom 19. April 2013 wird wie folgt be-
richtigt: 

Auf Seite 2 im Tatbestand wird der Satz "Im Jahr 2005 er-
warben die Beigeladenen von den Klägern eine 8 m2 große 
Ackerfläche." ersatzlos gestrichen. 

moschs
Schreibmaschinentext
B

moschs
Schreibmaschinentext
B



( 

( 

-2-

Gründe: 

Der mit Schriftsatz des Prozessbevollmächtigten der Kläger vom 24. Mai 2013 gestellte 

Antrag auf Tatbestandsberichtigung ist zulässig und begründet. 

Die Tatbestandsberichtigung beruht auf § 119 Abs. 1 VwGO. wonach die Berichtigung 

binnen zwei Wochen nach Zustellung des Urteils beantragt werden kann. wenn der 

Tatbestand des Urteils andere Unrichtigkeiten enthält. 

Diese Voraussetzungen liegen hinsichtlich des bezeichneten Satzes (Seite 2. 5. Ab-

satz) vor. Das Gericht hat den Satz versehentlich fehlerhaft aus dem Widerspruchs be-

scheid des Landesamtes für Vermessung und Geoinformation vom 9. Mai 2012 über-

nommen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 119 Abs. 2 Satz 2 VwGO). 

 

....--_~ Ausgefertigt: 
/' ~"'jr.;~l'ic·11 

.~;:f" " .,_ . "ß'~J' 'l. alle. 3. Juli 2013 
.'i..' - . _. ~~-!~ ~ .. 
:t ' : ... :~?:f.t.1 ~t 

~  
s'Urkundsbeamtin der 

Geschäftsstelle 




